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1. Aufgabenkreis

Sollte eine Unterbringung in Frage kommen, muss der Betreuer zunächst – wie auch in anderen Fällen – zunächst prüfen, ob der ihm übertragene Aufgabenkreis überhaupt dazu legitimiert, in diesem Bereich tätig zu werden.

In einem Fall, in dem kein ausreichender Aufgabenkreis vorlag, hat das OLG Hamm einem Betreuten nach einer rechtswidrigen Unterbringung ein Schmerzensgeld i.H.v. 5000,- DM (zu zahlen von dem Betreuer) zugesprochen.

Der Leitsatz der Entscheidung (OLG Hamm FamRZ 2001,861) lautet:

1. Ist dem Betreuer nur der Aufgabenkreis der Gesundheitssorge, nicht jedoch das Aufenthaltsbestimmungsrecht für den Betreuten übertragen, steht ihm die Unterbringung des Betreuten i. S. von § 1906 I BGB und die Beantragung der vormundschaftsgerichtlichen Unterbringungsgenehmigung nicht zu.

2. Der Betreuer, der über die freiheitsentziehende Unterbringung des Betreuten entscheidet und dementsprechend die vormundschaftsgerichtliche Genehmigung beantragt, ohne daß ihm der dafür erforderliche Aufgabenkreis übertragen worden ist, handelt pflichtwidrig.

3. Ist dieser Betreuer ein Rechtsanwalt, so handelt dieser jedenfalls fahrlässig, wenn er seine Entscheidungszuständigkeit nicht hinreichend, unter Zuhilfenahme der anwaltsüblichen Kommentarliteratur, prüft, sondern unreflektiert unterstellt.

4. Verläßt sich dieser Betreuer-Anwalt auf eine - angeblich - anderslautende örtliche Praxis, so entlastet ihn das nicht, weil von ihm die allgemein übliche Sorgfalt - ohne lokalen Bezug - erwartet werden muß.

Hält ein Betreuer eine geschlossene Unterbringung für notwendig, ist ihm aber nicht der dafür notwendige Aufgabenkreis übertragen worden, darf er den Dingen allerdings nicht einfach ihren Lauf lassen – gem. § 1901 Abs. 5 BGB muss er die Erweiterung des Aufgabenkreises beantragen.

2. Der Antrag

Es ist sicherlich bekannt, dass eine geschlossene Unterbringung gem. § 1906 BGB nur mit gerichtlicher Genehmigung zulässig ist (Ausnahme bei Gefahr, die Genehmigung ist dann unverzüglich nachzuholen).

Ein förmlicher Antrag ist im Grunde nicht erforderlich, zumindest muss aber eine Mitteilung darüber  erfolgen, dass eine Unterbringungsmaßnahme gewünscht und beabsichtigt ist (Jurgeleit, Betreuungsrecht, § 1906 BGB Rn. 81). 

Es empfiehlt sich aber, den Antrag zu begründen, damit das Gericht ihn ohne unnötige Verzögerung bearbeiten kann.

3. Die Zuführung

Die Befugnisse im Rahmen der Zuführung sind in § 326 FamFG geregelt. Die Vorschrift lautet:

(1) Die zuständige Behörde hat den Betreuer oder den Bevollmächtigten im Sinne des § 1896 Abs. 2 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs auf deren Wunsch bei der Zuführung zur Unterbringung nach § 312 Nr. 1 zu unterstützen.

(2) Gewalt darf die zuständige Behörde nur anwenden, wenn das Gericht dies auf Grund einer ausdrücklichen Entscheidung angeordnet hat. Die zuständige Behörde ist befugt, erforderlichenfalls die Unterstützung der polizeilichen Vollzugsorgane nachzusuchen.

(3) Die Wohnung des Betroffenen darf ohne dessen Einwilligung nur betreten werden, wenn das Gericht dies auf Grund einer ausdrücklichen Entscheidung angeordnet hat. Bei Gefahr im Verzug findet Satz 1 keine Anwendung.

Die Zuführung ist also grundsätzlich Aufgabe des Betreuers und liegt in dessen Verantwortung!

Der Gesetzgeber geht also davon aus, dass die Zuführung grundsätzlich Angelegenheit des Betreuers ist. Er ist verantwortlich und muss z.B. entscheiden, ob die Zuführung evtl. wegen Unverhältnismäßigkeit der für die Durchführung notwendigen Gewalt abgebrochen werden soll. 

Sofern er dies für notwendig hält, kann er die Behörde um Hilfe nachsuchen, diese (und nicht der Betreuer selbst!) darf (sofern das Gericht dies ausdrücklich zugelassen hat) auch Gewalt anwenden oder die Polizei um Unterstützung nachsuchen. 

Die Zuführung ist also Sache des Betreuers, die Behörde unterstützt ihn lediglich dabei, die Polizei wiederum hilft der Behörde. Da die Verantwortung beim Betreuer verbleibt, muss dieser selbstverständlich anwesend sein.

Die Kosten der Unterstützung (z.B. für die Einschaltung eines Schlüsseldienstes zur Öffnung der Wohnungstür) sind nach überwiegender Auffassung von der Behörde zu tragen, da es sich um die Wahrnehmung eigener vom Gesetzgeber übertragener Aufgaben handelt (LG Limburg BtPrax 1998,116; LG Koblenz FamRZ 2004,566).

4. Entscheidungen nach erfolgter Unterbringung

    (Ende der Unterbringung, Ausgang usw.)

Eine gerichtliche Genehmigung der Unterbringung ist lediglich eine Genehmigung, sie erlaubt die Unterbringung also, verpflichtet aber nicht dazu. Der Betreuer muss in eigener Verantwortung entscheiden, ob er von der Genehmigung Gebrauch macht oder ob die Voraussetzungen seiner Ansicht nach inzwischen entfallen sind.

Ebenso ist es seine Aufgabe, zu entscheiden, ob die Unterbringung evtl. schon vor Ablauf des Genehmigungszeitraums zu beenden ist. Da die Verantwortung alleine bei ihm liegt, muss er eine Entlassung notfalls auch gegen ärztlichen Rat veranlassen (Jurgeleit aaO § 1906 BGB Rn. 41 f; Jürgens-Marschner, Betreuungsrecht,  § 1906 BGB Rn. 28). Sofern der Betreuer nicht über medizinische Fachkenntnisse verfügt, wird man ihm aber im Regelfall keinen Vorwurf machen können, wenn er sich bei einer Entscheidung über die Fortdauer einer Unterbringung auf den ärztlichen Rat verlässt.

Das Gericht kann die Unterbringung gem. § 330 FamFG auch selbst aufheben, wenn deren Voraussetzungen entfallen sind (Hoffmann/Klie, Freiheitsentziehende Maßnahmen im Betreuungs- und Kindschaftsrecht, Kap. 6 Rn. 19).

Gem. § 1906 Abs. 3 BGB muss der Betreuer es dem Gericht mitteilen, wenn er die Unterbringung beendet. Nach der Beendigung der Unterbringung gilt die Genehmigung als verbraucht. Das Gericht muss dann die Genehmigung aufheben, damit die verbrauchte Genehmigung nicht erneut für eine weitere Unterbringung genutzt werden kann ( Jurgeleit aaO § 1906 BGB Rn. 84). 

Ein kurzfristiger Ausgang oder eine kurzfristige Beurlaubung des Betroffenen führt noch nicht zu einem Verbrauch der Genehmigung, wohl aber eine längerfristige „Entlassung auf Probe“ (Hoffmann/Klie aaO Rn. 9).

Im Rahmen der zivilrechtlichen Unterbringung liegen auch alle weiteren Maßnahmen ausschließlich im Verantwortungsbereich des Betreuers, soweit ihm ein entsprechender Aufgabenkreis übertragen wurde. Dies betrifft z.B. Entscheidungen über Besuch, Ausgang, Schriftverkehr und Zwangsbehandlungen, der Einrichtung selbst stehen aus eigenem Recht keine weiteren Eingriffe in die Rechte des Betroffenen zu (Jürgens-Marschner aaO § 1906 BGB Rn. 51).

Auch, wenn sich dies nicht aus dem Gesetzestext ergibt, ist für über die bloße geschlossene Unterbringung hinausgehende freiheitsentziehende Maßnahmen eine gesonderte gerichtliche Genehmigung erforderlich. Dies gebietet eine verfassungskonforme Auslegung der gesetzlichen Vorschrift, da z.B. eine Fixierung eine qualitativ erheblich weitergehende Einschränkung der Bewegungsfreiheit bedeutet, als die bloße geschlossene Unterbringung ( Jurgeleit aaO § 1906 BGB Rn. 60; Hoffmann/Klie aaO Rn. 7). 

Wie bereits oben erwähnt, bedürfen medizinische Behandlungen (der Anlasskrankheit oder anderer Erkrankungen) auch im Rahmen einer geschlossenen Unterbringung der Einwilligung des Betreuers. Auch hierfür ist ggf. gem. § 1904 BGB eine gesonderte gerichtliche Genehmigung erforderlich! Solche Maßnahmen sind nicht „automatisch“ Bestandteil der Genehmigung der Unterbringung (Hoffmann/Klie aaO Rn. 7).

5. Exkurs: Zulässigkeit von Zwangsbehandlungen im Rahmen einer geschlossenen Unterbringung

Aus aktuellem Anlass muss hier noch auf die Frage eingegangen werden, ob es für  Zwangsbehandlungen im Rahmen einer Unterbringung zur Zeit überhaupt eine ausreichende gesetzliche Grundlage gibt. 

Im März und im Oktober 2011 hat es Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts und  später auch von einigen anderen Gerichten zu der Frage der Zulässigkeit sogenannter Zwangsbehandlungen im Maßregelvollzug gegeben. Dabei hat sich herausgestellt, dass die landesrechtlichen Vorschriften häufig viel zu unbestimmt sind und deshalb keine ausreichende Grundlage für erhebliche Eingriffe in das Selbstbestimmungsrecht des Betroffenen darstellen.

Hintergrund ist zunächst Art. 2 Abs. 2 des Grundgesetzes. Die Vorschrift lautet:

„Jeder hat das Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit. Die Freiheit der Person ist unverletzlich. In diese Rechte darf nur auf Grund eines Gesetzes eingegriffen werden.“ 

Für Eingriffe in das Recht auf körperliche Unversehrtheit (und dazu gehören auch medizinische Behandlungen – auch, wenn solche Eingriffe letztlich der Heilung des Patienten dienen sollen, handelt es sich bei Operationen, der Verabreichung von Medikamenten usw. um Eingriffe in die Körperintegrität) ist also eine gesetzliche Grundlage erforderlich, fehlt eine solche Grundlage, kann eine sich daraus ergebende Gesetzeslücke nicht durch richterliche Rechtsfortbildung geschlossen werden. 

Nach Ansicht des BVerfG kann aber nicht jede gesetzliche Regelung gegen den Willen des Betroffenen vorgenommene Eingriffe in die körperliche Unversehrtheit rechtfertigen. 

In der die Regelungen zur Behandlung im Maßregelvollzug in Rheinland-Pfalz betreffenden Entscheidung vom März 2011 (NJW 2011,2113) nennt das BVerfG einen umfassenden Katalog mit Anforderungen, die an eine solche gesetzliche Regelung zu stellen sind. Im wesentlichen werden in der o.g. Entscheidung die folgenden Anforderungen genannt:

Beachtung des Verhältnismäßigkeitsggrundsatzes

Es soll keine Art „staatlicher Vernunfthoheit“ geben, kraft derer einsichtsfähige Menschen medizinisch indizierte und damit „objektiv vernünftige“ medizinische Maßnahmen dulden müssten. Andererseits müssen das Recht auf „Freiheit zur Krankheit“ und das Freiheitsinteresse des Untergebrachten gegeneinander abgewogen werden. Wenn der Betroffene krankheitsbedingt nicht in der Lage sei, von seiner „Freiheit zur Krankheit“ autonom Gebrauch zu machen, dürfe notfalls auch eine Zwangsbehandlung stattfinden, um die tatsächlichen Voraussetzungen freier Selbstbestimmung wiederherzustellen und ihm das Schicksal sonst notwendiger dauerhafter Freiheitsentziehung zu ersparen.

Eignung der Behandlung

Die Behandlung muss geeignet sein, die Entlassungsfähigkeit wiederherzustellen und es darf keine milderen Mittel zur Erreichung dieses Zwecks geben. Eine Medikation muss hinsichtlich Dosierung und Dauer auf das unbedingt notwendige Maß beschränkt werden.

Gespräch mit dem Betroffenen

Vor der Maßnahme soll ein (der geistigen Verfassung angepasstes) Gespräch mit dem Betroffenen über das „Ob und Wie“ der Behandlung stattfinden, um möglichst doch noch eine „auf Vertrauen gegründete Zustimmung“ zu erreichen.

Angemessenheit

Der voraussichtliche therapeutische Nutzen der Maßnahme muss die mit ihr verbundenen Belastungen deutlich überwiegen.

Verfahrensrechtliche Absicherung

Zum Schutz des Betroffenen sind etliche verfahrensrechtliche Absicherungen erforderlich. Die Zwangsmaßnahme ist so rechtzeitig anzukündigen, dass die Möglichkeit besteht, (vorbeugenden) Rechtsschutz zu suchen. Es muss eine Dokumentationspflicht bestehen und Anordnung und Überwachung der Zwangsbehandlung ausschließlich von einem Arzt vorgenommen werden. Schließlich müsse noch eine unabhängige Überprüfung der beabsichtigten Maßnahme stattfinden, z.B. durch ein Gericht, eine Ombudsperson oder eine Behörde.

Das Gericht stellt dann fest, dass die in § 6 Absatz 1 Satz 2 des rheinland-pfälzischen Maßregelvollzugsgesetzes diesen Anforderungen nicht genügt und deshalb keine ausreichende gesetzliche Grundlage für eine Zwangsbehandlung besteht. Vor allem fehlt es an der erforderliche Beschränkung der Zwangsbehandlung auf Fälle, in denen bei dem Betroffenen eine krankheitsbedingte Unfähigkeit zur Einsicht in die Notwendigkeit der Behandlung besteht, sowie an verfahrensrechtlichen Absicherungen, die z.B. einen effektiven Rechtsschutz gewährleisten.

Vergleichbares stellt das BVerfG in einer Entscheidung vom Oktober 2011 (BtPrax 2011,253) in Bezug auf die o.g. Regelungen in Baden-Württemberg fest – auch hier gibt es demnach zur Zeit keine ausreichende Grundlage für eine Zwangsbehandlung im Maßregelvollzug. Vor allem fehlt auch hier die erforderliche Beschränkung der Zwangsbehandlung auf Fälle, in denen bei dem Betroffenen eine krankheitsbedingte Unfähigkeit zur Einsicht in die Notwendigkeit der Behandlung besteht.

In Folge hat das AG Nürtingen (Beschl. v. 10.11.2011 – 11 XIV 80/11) auch eine Zwangsbehandlung im Rahmen einer Unterbringung auf Grundlage des UBG Baden‑Württemberg abgelehnt (der vom BVerfG beanstandete § 8 des UBG-BW betrifft sowohl Unterbringungen nach dem UBG selbst als auch Unterbringungen im Maßregelvollzug). Da das Gericht aber die Regelung in § 1906 für verfassungskonform hält (siehe dazu unten), regt es eine Betreuerbestellung an, damit dann eine (nach Ansicht des Gerichts notwendige) Zwangsbehandlung im Rahmen eines betreuungsrechtlichen Unterbringungsverfahrens erfolgen könne.

Bedeutung für die Unterbringung gem. § 1906 BGB 

Ob die Entscheidungen des BVerfG auch Bedeutung für eine medizinische Behandlung im Rahmen einer Unterbringung gem. § 1906 BGB haben werden, ist umstritten.

Zum Teil wird die Auffassung vertreten, dass das Betreuungsrecht die vom BVerfG aufgestellten verfassungsrechtlichen Anforderungen an die Regelungen für eine Zwangsbehandlung erfüllt (AG Nürtingen, Beschl. v. 10.11.2011 – 11 XIV 80/11; Olzen/Metzmacher, Zulässigkeit der Zwangsbehandlung untergebrachter Personen, BtPrax 2011,233,236 ff). 

Durch die Rechtsprechung sei sichergestellt, dass der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz beachtet werde (so z.B. durch BGH NJW 2006,1279 – der BGH stellt dort fest, dass „nicht nur die Unterbringung und ihre Dauer, sondern auch der mit der Zwangsbehandlung verbundene Eingriff und dessen Folgen in die gebotene Güterabwägung nach dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit einzubeziehen sind.“).

Auch käme eine Zwangsbehandlung ohnehin nur in Frage, wenn der Klient nicht einsichtsfähig sei, also nicht selbst eine Einwilligung wirksam erteilen (oder verweigern) könne und die verfahrensrechtlichen Regelungen in den §§ 329 ff FamFG würden die Beachtung des Verhältnismäßigkeitsgundsatzes absichern.

Anders sehen das aber z.B. einige Gerichte. So lehnte das AG Bremen ( Beschluss vom 16.01.2012, 41 XVII A 89/03) die Genehmigung einer Zwangsmedikation u.a. mit folgender Begründung ab:

„Eine gesetzliche Grundlage für eine betreuungsgerichtlich genehmigte Zwangsbehandlung ist jedoch nicht vorhanden: Nach den aufgeführten Maßstäben des Bundesverfassungsgerichts kann insb. § 1906 Abs. 1 Ziff. 2 BGB keine ausreichende gesetzliche Grundlage für eine Zwangsbehandlung darstellen und ist auch keiner erweiternden Auslegung entsprechend der bisherigen Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs (grundlegend insoweit BGH, Urt. vom 1.2.2006, NJW 2006,1277ff.) zugänglich. Die Vorschrift regelt ausschließlich die Zulässigkeit der betreuungsrechtlichen Unterbringung zur Heilbehandlung, enthält jedoch keinerlei Regelungen dazu, unter welchen Voraussetzungen eine Zwangsbehandlung durchgeführt werden darf. §1906 Abs.1 Ziff.2 BGB genügt nicht ansatzweise den Anforderungen, die an die Klarheit und Bestimmtheit der gesetzlichen Grundlage für einen so besonders schweren Grundrechtseingriff zu stellen sind (s. dazu die o.g. Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts). (...) 

Eine ausreichende gesetzliche Grundlage ergibt sich auch nicht aus §1906 Abs.4 BGB, (...) 

Das Gericht verkennt nicht, dass die Ablehnung jeglicher Zwangsmedikation mangels betreuungsrechtlicher gesetzlicher Grundlage die Versorgung und Behandlung psychisch kranker Menschen in erheblichem Maße erschwert. Es besteht dringender Regelungsbedarf durch den Bundesgesetzgeber, darauf hat das Bundesverfassungsgericht in den genannten Entscheidungen hingewiesen.“

Ähnlich sieht es das AG Ludwigsburg (Beschl. v. 30.1.2012, ( XVII 58/2012), dort wird u.a. argumentiert:

„(...) Nach der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 23.03.2011 (2 BvR 882/09) kann eine Zwangsbehandlung nur auf Grund einer klaren und bestimmten gesetzlichen Regelung angeordnet werden. Eine solche Regelung ist in den betreuungsrechtlichen Vorschriften nicht enthalten. Ferner bedarf es nach der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts klarer Anforderungen an das Verfahren. Auch die Verfahrensvorschriften des FamFG enthalten keine Bestimmungen über das bei der Zwangsmedikation anzuwendende gerichtliche Verfahren. (...)“

Ebenso hat jetzt auch das LG Stuttgart (Beschluss vom 16.2.2012, 2 T 35/12) entschieden.

Es bleibt abzuwarten, wie andere Gerichte die Zulässigkeit von Zwangsbehandlungen in der Unterbringung nach § 1906 BGB beurteilen und ob der Gesetzgeber zeitnah reagiert.

Damit ist nun eine Situation entstanden, in der kaum vorhersehbar ist, ob und ggf. auf welcher Grundlage eine an sich notwendige Behandlung durchgeführt werden kann. Man kann nur hoffen, dass das BVerfG bald Gelegenheit erhält, zur Zulässigkeit von Zwangsbehandlungen in der Unterbringung nach § 1906 BGB Stellung zu nehmen und dass die zuständigen Gesetzgeber auf Bundes- und Landesebene zeitnah Regelungen schaffen werden, die den berechtigten Anforderungen des BVerfG gerecht werden.

